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PRÄAMBEL

Aufgrund § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) erlässt die Gemeinde Pinzberg folgende
Satzung zum Bebauungsplan "Eglsee":

Für den Bebauungsplan gilt der von der Planungsgruppe Strunz, Ingenieurgesellschaft mbH in
Bamberg, ausgearbeitete Plan in der Fassung vom 02.02.2015, der zusammen mit den
Festsetzungen den Bebauungsplan bildet.

Rechtsgrundlagen des Bebauungsplanes sind:

- das Baugesetzbuch (BauGB)
- die Baunutzungsverordnung (BauNVO)
- die Planzeichenverordnung (PlanzV 90)
- die Bayerische Bauordnung (BayBO)

  in der zum Satzungsbeschluss gültigen Fassung

FÜLLSCHEMA DER NUTZUNGSSCHABLONE

 

Art der baulichen Nutzung
Anzahl der Wohneinheiten pro Gebäude

 Grundflächenzahl    Geschossflächenzahl

     Bauweise                 Zahl der Vollgeschosse

Dachneigung

BAUWEISE

 offene Bauweise, nur Einzel-und Doppelhäuser zulässig  

 DN=20° - 48°  Dachneigung von 20° - 48° (Ausschluss von Tonnendach-System)

           FD  Flachdach zulässig

 Baugrenze

VERKEHRSFLÄCHE

 Geh- und Radweg bzw. Wirtschaftsweg

 Straßenverkehrsfläche

 Verkehrsgrün

 Straßenbegrenzungslinie

 
FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN, FÜR DIE ABFALLENTSORGUNG UND
ABWASSERBESEITIGUNG

 Regenrückhaltefläche

 offener Graben zur Ableitung von Oberflächenwässern mit
 Entwässerungsrichtung

 Grabenverrohrung

GRÜNFLÄCHEN

 öffentliche Grünfläche

 private Grünfläche

FLÄCHEN UND MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON
NATUR UND LANDSCHAFT

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Natur und Landschaft

bestehende, zu erhaltende Gehölze

neu zu pflanzende Gehölze

SONSTIGE PLANZEICHEN

Grunddienstbarkeit

Geltungsbereich

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

ZEICHNERISCHE HINWEISE

vorgeschlagene Grundstücksgrenze

Topografie mit Höhenschichtlinien

Digitale Flurkarte (DFK)

Hauptfirstrichtung der Hauptgebäude

mögliche Garagenzufahrt

Biotop der Bayer. Biotopkartierung mit Nummer

ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN

ART UND MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

         WA Allgemeines Wohngebiet mit
       2 WO max. 2 Wohneinheiten pro Gebäude

               II      max. Zahl der Vollgeschosse

           0,35 Grundflächenzahl

         0,7 Geschossflächenzahl

6332-0133-028

Satzung

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 16.12.2013 beschlossen, für das Gebiet "Eglsee"
einen Bebauungsplan aufzustellen. Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB
am 11.07.2014 ortsüblich bekanntgemacht.

Siegel Datum Bürgermeister

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB fand in der Zeit vom 16.07.2014 mit
18.08.2014 statt.

Siegel Datum Bürgermeister

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1BauGB
fand in der Zeit vom 16.07.2014 mit 18.08.2014 statt.

Siegel Datum Bürgermeister

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit der Begründung in der Fassung vom 29.09.2014 wurde aufgrund
des Auslegungsbeschlusses des Gemeinderates vom 29.09.2014 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit
vom 10.11.2014 mit 11.12.2014 öffentlich ausgelegt, parallel dazu erfolgte die Beteiligung der Behörden
und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB. Nach Planänderung und erneuter
Billigung am 02.02.2015 erfolgte eine erneute öffentliche Auslegung, gemäß § 3 Abs. 2 BauGB, zeitlich
und inhaltlich beschränkt, in der Zeit vom 16.02.2015 mit 02.03.2015, parallel dazu erfolgte die erneute
Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB.

Siegel Datum Bürgermeister

Die Gemeinde Pinzberg hat mit Beschluss des Gemeinderates vom 27.04.2015 den Bebauungsplan
gemäß  § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 02.02.2015 als Satzung beschlossen.

Siegel Datum Bürgermeister

Der Satzungsbeschluss wurde am                       gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht.
Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.

Siegel Datum Bürgermeister

BBP "Eglsee", Gemeinde Pinzberg, Lkr. Forchheim

.........
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

A  Planungsrechtliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung
Das Baugebiet wird als allgemeines Wohngebiet im Sinne des § 4 BauNVO festgesetzt.
Entsprechend § 1 Abs. 6 BauNVO sind die unter § 4 Abs. 3 Punkt 1 - 5 ausnahmsweise
zulässigen Einrichtungen im allgemeinen Wohngebiet nicht zugelassen.

2. Maß der baulichen Nutzung
Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO und die zulässige
Geschossflächenzahl  (GFZ) im Sinne des § 20 Abs. 2 BauNVO gemäß den Planeinschrieben
werden als Höchstgrenze festgesetzt.
Es sind zwei Wohneinheiten je Wohngebäude zulässig.
Es sind zwei Vollgeschosse zulässig.

3. Bauweise
Im Gebiet ist die offene Bauweise im Sinne des § 22 Abs. 2 BauNVO vorgeschrieben, wobei
sowohl Einzelhäuser als auch Doppelhäuser errichtet werden dürfen.
Die Abstandsvorschriften gemäß Art. 6 BayBO sind zu beachten.

4. Flächen für Nebenanlagen
Nebenanlagen im Sinne von § 14 Abs. 1 BauNVO und Garagen sind innerhalb der
überbaubaren Grundstücksfläche sowie als Grenzbebauung zulässig. Dabei sind die
einschlägigen Bestimmungen über Grenzabstand, zulässige Bebauung entlang von
Grundstücksgrenzen und anderes gemäß Bayerischer Bauordnung zu beachten.

5. Führung von Versorgungsanlagen
Es wird für alle Versorgungsleitungen innerhalb des Gebietes eine unterirdische Verlegweise
festgesetzt (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB).

6. Pflanz- und Erhaltungsgebote
Die im Plan entsprechend gekennzeichneten Gehölze sind zu erhalten und vor Beginn der
Bauarbeiten durch geeignete Maßnahmen (z. B. Absperrung, Stammschutz) vor jeglichem
Baubetrieb zu schützen.
Die privaten Gartenflächen sind mit standortgerechten heimischen Bäumen und Sträuchern zu
bepflanzen (siehe nachfolgende Artenlisten). Die zu pflanzenden Gehölze sind
artentsprechend zu pflegen, zu unterhalten und bei Abgang entsprechend den Festsetzungen
der Pflanzgebote zu ersetzen. Je 300 m² privater Grundstücksfläche  ist ein Obstbaum oder
sonstiger großkroniger Laubbaum aus nachfolgenden Artenlisten zu pflanzen. Wird auf einem
Grundstück ein vorhandener großkroniger Laubbaum erhalten, so kann dieser auf die
geforderte Hochstammanzahl angerechnet werden.
Die Pflanzungen sind mindestens in den angegebenen Pflanzenqualitäten auszuführen. Als
Mindestpflanzqualitäten gelten:

- Hochstamm, 3xv, mDb., StU 18 - 20, bei Obstgehölzen: mB., StU 16 - 18
- Hei., 2xv., 125 - 150 (mB. oder ohne, je nach Art und Angebot)
- Kletter- und Schlingpflanzen, Sol., mB./ i.C., 100 - 150
- VStr., 3 - 4 Tr., 60 - 100

Pflanzenliste Bäume
Eberesche Sorbus aucuparia
Gemeine Esche Fraxinus excelsior
Hainbuche Carpinus betulus
Spitz-Ahorn Acer platanoides
Stiel-Eiche Quercus robur
Trauben-Eiche Quercus petraea
Vogel-Kirsche Prunus avium
Winter-Linde Tilia cordata
Heimische Obstbäume

Pflanzenliste Sträucher
Eingriffliger Weißdorn Crataegus monogyna
Feld-Ahorn Acer campestre
Felsenbirne Amelanchier ovalis
Gemeiner Schneeball Viburnum opulus
Gemeiner Hartriegel Cornus sanguina
Haselnuss Corylus avellana
Heckenkirsche Lonicera xylosteum
Holzapfel Malus sylvestris
Hundsrose Rosa canina
Kornelkirsche Cornus mas
Liguster Ligustrum vulgare
Pfaffenhüttchen Euonymus europaeus
Schlehe Prunus spinosa
Schwarzer Holunder Sambucus nigra
Wildbirne Pyrus communis
Wolliger Schneeball Viburnum lantana

Bei der Durchführung von Baumpflanzungen ist darauf zu achten, dass die Bäume in einem
Abstand von mind. 2,50 m zur Außenhaut von bestehenden und geplanten
Versorgungsanlagen gepflanzt werden. Sollten diese Abstände unterschritten werden, sind
geeignete Schutzvorkehrungen zu treffen. Das „Merkblatt über Baumstandorte und
unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“  der Forschungsanstalt für Straßen- und
Verkehrswesen ist zu beachten.

7. Maßnahmen und Flächen zum Schutz, zur Pflege u. Entwicklung von Natur u. Landschaft
Durch den baulichen Eingriff werden Ausgleichsflächen in einer Größenordnung von 9.398 m²
erforderlich. Der Ausgleichsbedarf  wird ausschließlich extern sichergestellt. Folgende
Ausgleichsflächen werden in den Geltungsbereich des Bebauungs- und Grünordnungsplans
aufgenommen:

• Teilfläche von ca. 2.700 m² der Fl.-Nr. 200, Gemarkung Pinzberg
Maßnahme: auf einer bisherigen Wirtschaftswiese erfolgt südlich des an den Waldrand
angrenzenden Grünweg die Anpflanzung einer mindestens 3-reihigen, naturnahen Hecke
(Pflanzabstand 1,5 x 1,5 m, Anteil Heister mind. 25%). Es sind Pflanzenarten der
nachfolgenden Pflanzliste zu verwenden.
Die Pflanzungen sind mindestens in den angegebenen Pflanzenqualitäten auszuführen. Als
Mindestpflanzqualitäten gelten:

- Hei., 2xv., 125 - 150
- VStr., 3 - 4 Tr., 60 - 100

Pflanzliste:

Feld-Ahorn Acer campestre
Haselnuss Corylus avellana
Schlehe Prunus spinosa
Eingriffliger Weißdorn Crataegus monogyna
Heckenkirsche Lonicera xylosteum
Hunds-Rose Rosa canina
Kornelkirsche Cornus mas
Roter Hartriegel Cornus sanguinea
Gemeiner Schneeball Viburnum opulus
Gemeiner Faulbaum Rhamnus frangula
Roter Holunder Sambucus racemosa
Schwarzer Holunder Sambucus nigra
Seidelbast Daphne mezereum

Auf der angesprochenen Fläche erfolgt als weitere Ausgleichsmaßnahme die
Flächenaushagerung durch 2-malige Mahd im Jahr mit Abtransport des Mähgutes und
Verzicht auf jede Form von Nährstoffeintrag, bzw. Düngung (erster Schnitt nicht vor Ende Juni,
zweiter Schnitt Mitte September).

• Teilfläche von ca. 5.250 m² der Fl.-Nr. 423 (abzüglich Biotopfläche), Gemarkung Gaiganz
Maßnahme: auf bisher landwirtschaftlich genutzter Fläche erfolgt die Ansaat einer
artenreichen Extensivwiese mit der Saatgutmischung RSM 8.1, Variante 1 für Biotopflächen
(auf bisheriger Ackerfläche) sowie die Aushagerung der bereits bestehenden
Wirtschaftswiese. Die zur Fl.-Nr. 200 genannten Pflegevorgaben gelten hier analog.
Zusätzlich wird an der westlichen Flächengrenze entlang des dort bestehenden Grünweges
zur Abschirmung der künftigen Ausgleichsfläche eine mindestens 3-reihige, dornenreiche
Feldgehölzhecke der Prunetalia-Gesellschaft  realisiert. Diese Hecke ist zusammenzusetzen
aus 70 % Prunus spinosa (Pflanzqualität: C3 60 - 100), 10 % Rosa canina (Pflanzqualität:
C3, 60-100) und jeweils 5,0 % Crataegus monogyna (Pflanzqualität: C3, 60 - 100) Cornus
sanguinea, Corylus avellana und Sambucus nigra (Pflanzqualitäten: VStr, 3-4 Tr, 60 - 100).
Der Pflanzabstand hat 1,5 x 1,5 m zu betragen, der Anteil an Heistern mindestens 15,0 %.

Für die zuvor beschriebenen Heckenpflanzungen auf den Fl.-Nrn. 200 (Gmk. Pinzberg) und
423 (Gmk. Gaiganz) ist autochthones Pflanzmaterial gemäß den Bedingungen der
„Erzeugergemeinschaft  für autochthone Baumschulerzeugnisse  in Bayern“ (EAB) zu
verwenden. Es ist auf das Wuchsgebiet 7 gemäß EAB zurückzugreifen. Stehen Gehölze der
geforderten Wuchszone nicht in der gewünschten Art, Pflanzqualität oder Stückzahl zur
Verfügung, sind alternativ autochthone Pflanzen angrenzender Wuchsgebiete (Nr. 4 oder 8)
zu wählen.

• Teilfläche von ca. 2.600 m² der Fl.-Nr. 350 (abzüglich Biotopfläche), Gemarkung Pinzberg
Maßnahme: auf bisheriger Wirtschaftswiese wird der dortige Obstgehölzbestand durch
Ergänzungspflanzungen mit standortgerechten, heimischen Obstbaum-Hochstämmen  (3xv,
mDb, StU 16 - 18 mit Erziehungs- und Erhaltungsschnitt) erweitert. Der Pflanzabstand
beträgt ca. 15 m. Empfohlene Obstsorten können nachfolgender Liste entnommen werden.

Folgende Obstsorten werden aufgrund ihrer guten Resistenzeigenschaften  (gegen Mehltau,
Apfelschorf, Feuerbrand, Monilia etc.) für die Anlage der Streuobstwiese empfohlen:

Malus 'Retina' Frühsorte
Malus 'Resi' Herbstsorte
Malus 'Topaz' Spätsorte
Malus 'Rewena' Spätsorte
Malus 'Ariwa' Spätsorte
Prunus domestica 'Jojo' mittelfrühe Reife
Prunus avium 'Burlat' frühe Reife
Pyrus 'Doppelte Philippsbirne' Spätsorte
Pyrus 'Stuttgarter Geißhirtle' Mittelfrühe Reife

Sind diese Sorten nicht verfügbar, muss auf andere regionaltypische Sorten zurückgegriffen
werden.

Zusätzlich erfolgt eine Flächenaushagerung durch 2-malige Mahd im Jahr mit Abtransport
des Mähgutes und Verzicht auf jede Form von Nährstoffeintrag, bzw. Düngung (erster
Schnitt nicht vor Ende Juni, zweiter Schnitt Mitte September).

Alle Pflanzungen sind mit geeigneten Mitteln ausreichend gegen Wildverbiss zu schützen
(z. B. durch Drahthosen, Wildverbissmittel, Einzäunung o. ä.). Während der Dauer der
Fertigstellungs- und Entwicklungspflege sind die Pflanzflächen zur Unterdrückung von
Unkrautaufwuchs und zur Reduzierung der Verdunstung mit Strohmulch (Dicke ca. 10 cm)
abzudecken. Pflege und Unterhalt sind solange zu gewährleisten, bis ein Entwicklungszustand
erreicht ist, in dem die Pflanzungen auch ohne Unterstützung (insbesondere Wässern)
dauerhaft überlebensfähig und somit in ihrem Bestand gesichert sind.

Der Ausfall einer festgesetzten Bepflanzung nach der Bauausführung ist mit gleichartigen
Gehölzen in den vorgeschriebenen Pflanzgrößen zu ersetzen.

Insgesamt werden auf einer Fläche von 10.550 m² Ausgleichsmaßnahmen realisiert. Davon
werden 9.398  m² dem vorliegenden BBP „Eglsee“ zugewiesen, so dass als Ausgleichsfläche
für künftige Verfahren noch 1.152 m² zur Verfügung stehen.

Aus Gründen des Artenschutzes haben Rodungsarbeiten und das Abmähen des Bewuchses
außerhalb der Vogelbrutzeit und somit nicht von Anfang März bis Ende September zu
erfolgen.

Vor Beginn der Rodungsarbeiten sind Rindenspalten, Astlöcher oder Höhlen der zu fällenden
Gehölze durch eine fachkundige Person auf das Vorhandensein von Fledermäusen zu
kontrollieren. Bei Auffinden von Individuen oder dem Vorhandensein von Hinweisen, welche
auf eine Funktion als Quartierbaum schließen lassen (z. B. Kot-, Urinspuren), muss umgehend
die Untere Naturschutzbehörde informiert werden. Beim Vorliegen von Quartierbäumen ist
entsprechender Ersatz in Form von Fledermauskästen in Absprache mit der Unteren
Naturschutzbehörde im Umfeld zu schaffen und dauerhaft zu unterhalten.

B Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

1. Höhenlage der baulichen Anlage
Die Erdgeschossfußbodenhöhe  (Rohfußboden) wird mit 0,3 bis 0,5 m über der
Straßenoberkante für in Bezug auf die Straße talseitig liegende Häuser und mit 0,5 m über
natürlichem Gelände für in Bezug auf die Straße bergseitig liegende Häuser festgesetzt. Die
Ermittlung der Höhe erfolgt in der Mitte der zur maßgebenden Erschließungsstraße
zugewandten Hauskante.
Die Festsetzung erfolgt in Abhängigkeit von der Höhenlage der Erschließungsanlagen.

2. Bauliche Gestaltung
Es sind Dächer mit einer Dachneigung von 20° - 48° sowie das Flachdach zulässig.
Tonnendächer sind ausgeschlossen.
Der Dachüberstand darf maximal 0,70 m an der Traufe und 0,40 m am Ortgang betragen.
Ein Kniestock von max. 1,00 m ist zulässig.

Skizze Kniestock

Zur Dachdeckung dürfen schwarze, braune und rote Dachziegel oder Betondachsteine
verwendet werden. Dachgauben sind zulässig. Die Gesamtlänge und die Einzellänge darf
40 % der Firstlänge betragen.
Die Dächer der Garagen sind als Satteldächer, flach geneigte Dächer oder Flachdächer
auszuführen. Flach geneigte bzw. Flachdächer von Garagen sind zu begrünen. Dachneigung
und Dachdeckung sind bei Satteldächern an die Hauptgebäude anzupassen.
Zusammengebaute Garagen bzw. Gebäudeteile bzw. nachträglich angefügte Bauwerke sind
in ihrer Proportion und Größe, Materialwahl und Farbgebung aufeinander abzustimmen.

3. Höhenlage des Grundstücks
Abgrabungen und Auffüllungen des Geländes über 0,5 m Höhenunterschied gegenüber dem
vorhandenen Gelände sowie Stützmauern mit einer Höhe über 0,8 m sind nicht zulässig.

4. Einfriedungen
Einfriedungen sind dem Geländeverlauf  anzupassen. Die Garagenvorflächen müssen bis zu
einer Tiefe von 5,00 m außerhalb der Einfriedung liegen. Türen und Tore dürfen diesen
Stauraum nicht beeinträchtigen und nicht zur Straße hin aufschlagen. Neben Zäunen ist eine
Einfriedung mit Hecken gemäß Pflanzliste zulässig. Es wird auf die Vorgaben der BayBO
sowie auf das AG BGB verwiesen.
Zur Straßenseite hin sind Maschendraht- und Jägerzäune unzulässig.

5. Befestigung
Um die Versickerung des Oberflächenwassers zu ermöglichen, sind nur die unbedingt
notwendigen Flächen zu versiegeln.
Weniger beanspruchte Flächen sind so zu gestalten, dass eine Versickerung des
Oberflächenwassers möglich ist, z. B. mit humus- oder rasenverfugtem Pflaster o.ä.
Stellplätze sind entsprechend der Bekanntmachung über die Erhaltung der
Versickerungsfähigkeit  von Flächen durchlässig zu gestalten. Zulässig sind z. B.
Pflasterflächen mit Rasenfugen, Schotterrasen, Rasengittersteine.

6. Stellplätze und Garagen
Garagen sind in einem solchen Abstand zur Straßenbegrenzungslinie  zu errichten, dass die
der Straße am nächsten liegende Bauwerkskante einen Abstand von mindestens 5,0 m zur
Straßenbegrenzungslinie  hat, so dass eine für einen Stellplatz nutzbare Tiefe des Vorplatzes
entsteht.
Es gilt die Stellplatzsatzung der Gemeinde Pinzberg.
Für Carportanlagen gilt, dass der Abstand der am nächsten liegenden Bauwerkskante zur
Straßenbegrenzungslinie einen Abstand von mindestens 1,0 m haben muss.

FOK-DG.

Höhe Kniestock maximal x = 1,0 m
gemessen von Fußbodenoberkante (Rohdecke)
Dachgeschoss bis Schnittkante Pfetteunterkante -
Außenwand

6. Stellplätze und Garagen
Garagen sind in einem solchen Abstand zur Straßenbegrenzungslinie  zu errichten, dass die
der Straße am nächsten liegende Bauwerkskante einen Abstand von mindestens 5,0 m zur
Straßenbegrenzungslinie  hat, so dass eine für einen Stellplatz nutzbare Tiefe des Vorplatzes
entsteht.
Es gilt die Stellplatzsatzung der Gemeinde Pinzberg.
Für Carportanlagen gilt, dass der Abstand der am nächsten liegenden Bauwerkskante zur
Straßenbegrenzungslinie einen Abstand von mindestens 1,0 m haben muss.

7. Sichtflächen
Zur Freihaltung der Sichtflächen in den Kreuzungsbereichen dürfen Zaunanlagen,
Anpflanzungen aller Art, Haufen, Stapel sowie sonstige Gegenstände im Vorgartenbereich
zum Straßenraum hin eine Höhe von 0,80 m nicht überschreiten.

8. Beleuchtung
Zur Beleuchtung der Straßenanlagen sind insektenschonende Beleuchtungsmittel wie z. B.
Natriumdampflampen ohne UV-Anteil im Lichtspektrum einzusetzen.

TEXTLICHE HINWEISE

1. Baugrund
Sollte beim Ausheben der Baugruben in verstärktem Maße Grund- oder Schichtwasser
austreten, ist über das weitere Vorgehen das Wasserwirtschaftsamt Bamberg beizuziehen.

Sollten bei Erschließungs- oder Baumaßnahmen Anzeichen gefunden werden, die auf einen
Altlastenverdacht (Verdacht auf Altlasten, schädliche Bodenveränderungen,
Grundwasserverunreinigungen)  schließen lassen, so ist unverzüglich das Landratsamt
Forchheim zu informieren. Bei Altlastenverdacht ist die Einbindung eines privaten
Sachverständigen nach § 18 BBodSchG angezeigt.

2. Bodendenkmale
Sollten bei den Bauarbeiten Bodenfunde auftreten, so unterliegen diese der Meldepflicht an
das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder an die Untere Denkmalschutzbehörde
gemäß Art. 8 Abs. 1-2 DSchG:

Art. 8 Abs. 1 DSchG: Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der
Unteren Denkmalschutzbehörde  oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur
Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks, sowie
der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die
Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten,
die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch
Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.

Art. 8 Abs. 2 DSchG: Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum
Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere
Denkmalschutzbehörde  die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten
gestattet.

3. Oberflächenwasser
Die Entwässerung erfolgt im Trennsystem. Das auf den Dachflächen anfallende Regenwasser
kann für die Brauchwassernutzung verwendet oder, sofern der Untergrund dazu geeignet ist,
auf dem Grundstück versickert werden. Der Bau von Zisternen wird empfohlen. Vor
Baubeginn sind Untersuchungen zur Erkundung der Versickerungsfähigkeit  des Untergrund
und des Grundwasserstandes vorzunehmen. Folgende Regelwerke sind im Zuge der
Erschließungsplanung zu beachten:
- DWA Merkblatt M 153 (Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser)
- DWA Arbeitsblatt A 117 (Bemessung von Regenrückhalteräumen)
- DWA-Arbeitsblatt A 138 (Versickerung von Niederschlagswasser)

Gegebenenfalls ist ein wasserrechtliches Verfahren erforderlich.
Für Zisternen wird je angefangene 50 m² Dachfläche ein Fassungsvermögen von mindestens
1 m³ empfohlen. Ein Überlauf an den Regenwasserkanal ist herzustellen. Bei der Nutzung von
Regenwässern im Haushalt wird auf die einschlägigen DIN-Vorschriften und hygienischen
Bestimmungen und Auflagen hingewiesen. Das entsprechende separate Leitungssystem ist
im Bauantrag darzustellen. Eine Beeinträchtigung der Trinkwasserversorgung durch die
Brauchwasseranlage ist auszuschließen.
Auf die kommunale Abwasserbeseitigungssatzung wird hingewiesen.
Auf die DIN 1986-100 bzw. die DIN EN 12056 - Schutz gegen Rückstau aus der Kanalisation -
wird hingewiesen.
Für die geplante Mulden- bzw. Beckenversickerung ist im Vorfeld ein Sickertest
durchzuführen.

4.Verkehrsflächen
Die Aufteilung der durch die Straßenbegrenzungslinie  definierten Verkehrsflächen bleibt den
Fachplanungen vorbehalten.
Die für die Errichtung der Verkehrsflächen erforderlichen Böschungen und
Betonrückenstützen sind nicht im Plan eingetragen. Sie werden auf den Baulandflächen
angelegt und sind von den Angrenzern zu dulden. Die Nutzung bleibt den Eigentümern
unbenommen.
Bei der Herstellung der Straßen müssen die Eigentümer damit rechnen, dass Böschungen auf
den Baugrundstücken zu liegen kommen. Eine Rückenstütze dient zum Halt eines Bord- oder
Leistensteines am Rand der Verkehrsfläche. Diese werden wie in der Skizze dargestellt
ausgeführt. Dabei ist zu beachten, dass die notwendige Schotterschicht auch weiter in das
Grundstück hineinragt. Nach Fertigstellung der Verkehrsflächen sind Schotter und
Rückenstütze nicht mehr sichtbar.

Skizze Rückenstütze:

5. Kompostierung
Der Bau von hauseigenen Kompostieranlagen wird empfohlen.

6. Regenerative Energien
Die Nutzung von Solarenergie, also der Einsatz von Sonnenkollektoren und/oder von
Photovoltaik-Modulen, ist zulässig und wird begrüßt.
Die Nutzung von Erdwärme (Geothermie) ist ebenfalls zulässig und wird begrüßt.

7. Dach- und Fassadenbegrünung
Dachbegrünungsmaßnahmen  sind zulässig und wünschenswert
(Sedum-Gras-Kraut-Begrünung o. ä.). Gleiches gilt für Fassadenbegrünung.

8. Abfallbeseitigung
Alle im Rahmen von Baumaßnahmen anfallenden Abfälle sind getrennt zu erfassen, zu
verwerten oder umweltgerecht zu beseitigen.
Bei Stichstraße ohne ausreichende Wendeanlage für das Wenden eines dreiachsigen
Müllfahrzeuges sind die Müllbehälter  an die nächstgelegene durchgängig befahrbare Straße
zur Entleerung bereit zu stellen.

9. Oberboden
Anfallender Oberboden im Bereich von Baumaßnahmen ist vor Baubeginn abzutragen und in
Mieten zu lagern. Er soll bevorzugt im Bereich von Gehölzpflanzflächen wieder eingebracht
werden oder ist in Abstimmung mit der Kommune extern als Oberboden wiederzuverwenden.

10. Pflanzabstände
Die Pflanzabstände zu Nachbargrundstücken regeln sich nach AG BGB Art. 47 und 48.

11. Emissionen aus der Landwirtschaft
Emissionen aus ordnungsgemäß betriebener Landwirtschaft (Gerüche, Staub, Lärm) sind für
ein „Wohnen auf dem Lande“ typisch und entsprechend zu tolerieren.

12. Telekommunikationslinien
In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer
Leitungszone in einer Breite von ca. 0,3 m für die Unterbringung der
Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen.

Bebauungsplan "Eglsee" mit integriertem Grünordnungsplan, Gemeinde Pinzberg, Landkreis Forchheim, M 1:1.000

Übersichtskarte ohne Maßstab

Ausgleichsfläche § 9 Abs. 1a BauGB Übersichtslageplan  M 1:5.000

Auf der Flur-Nr. 200, Gemeinde Pinzberg, Gemarkung Pinzberg, wird eine Teilfläche von
ca.   2.700 m² und auf der Flur-Nr. 350, Gemeinde Pinzberg, Gemarkung Pinzberg wird eine
Teilfläche von ca. 2.600 m² als Fläche nach § 9 Abs. 1a BauGB in Verbindung mit § 1a Abs. 3
BauGB zum Ausgleich im Sinne § 1a Abs. 3 BauGB für den Eingriff für den Bebauungsplan
zugeordnet. Hier sind Ausgleichsmaßnahmen gemäß "Textliche Festsetzungen A. 7"
festgesetzt.

Ausgleichsfläche § 9 Abs. 1a BauGB Übersichtslageplan  M 1:5.000

Auf der Flur-Nr. 423, Gemeinde Effeltrich, Gemarkung Gaiganz, wird eine Teilfläche von
ca. 5.200 m² als Fläche nach § 9 Abs. 1a BauGB in Verbindung mit § 1a Abs. 3 BauGB zum
Ausgleich im Sinne § 1a Abs. 3 BauGB für den Eingriff für den Bebauungsplan zugeordnet.
Hier sind Ausgleichsmaßnahmen gemäß "Textliche Festsetzungen A. 7" festgesetzt.


